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Ortsvorsteher Hugo Wingert eröffnet die Sitzung. Er stellt fest, dass zur Sitzung 
ordnungsgemäß geladen worden und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 
Tagesordnung: 

1. Frageviertelstunde 

2. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

3. Information über die in der letzten nichtöffentlichen Sitzung gefassten 
Beschlüsse 

4. Baugesuche 

5. Vorstellung der Planunterlagen Radweg Kürzell - Schutterzell 
"Einmündungsbereich Panzerstraße (K5367) - Überquerungshilfe" 

6. Antrag aus dem Ortschaftsrat zur Änderung der Stellplatzsatzung der 
Gemeinde Meißenheim 

7. Verschiedenes 

8. Frageviertelstunde 

 
Top 1 Frageviertelstunde 

Ein Zuhörer weist darauf hin, dass die Gremien Bezirksbeirat und Ortschaftsrat 
zeitgleich tagen. OV Wingert wird zukünftig bei Ortschaftsratsitzungen einen 
anderen Termin wählen. 
 
Top 2 Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Genehmigung des öffentlichen Protokolls vom 10.12.2025. 
 
Das Protokoll vom 10.12.2025 wurde einstimmig genehmigt. Einwendungen 
wurden keine erhoben. 
 
Top 3 Information über die in der letzten nichtöffentlichen Sitzung gefassten 
Beschlüsse 

 Sitzung vom 10.12.2025 

Verpachtung von gemeindeeigenen Grundstücken auf Gemarkung Lahr-
Hugsweier 

Der Ortschaftsrat befürwortet einstimmig, dass das Flst. Nr. …. an den einzigen 
Bewerber ….. zum Pachtzins von …..  €/ar ab dem 01.01.2026 verpachtet wird. 
 



Top 4 Baugesuche 

Das folgende Baugesuch wurde im Umlaufverfahren an den Ortschaftsrat 
gesendet. 

Top 4a Antrag zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Carport im 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf dem Grundstück Flst 3304/47, 
Älterstr. 19a in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Abbruch einer bestehenden Garage und den 
Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Carport zur Genehmigung im 
vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück Nr. 3304/47, 
Älterstraße 19a in Kürzell.  

Das Baugrundstück liegt in keinem Bebauungsplangebiet. Somit ist §34 BauGB 
die Beurteilungsgrundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des 
Vorhabens. Das Vorhaben ist zulässig wenn es sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 
werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. 

Die fiktive hintere Baugrenze wird durch das geplante Gebäude nicht 
überschritten und fügt sich mit einer Firsthöhe von knapp 161,12 m über NN in 
die umliegende Bebauung ein (First des Nachbargebäudes 162,50 m über NN). 

Das Grundstück Flst. Nr. 3304/47 liegt im Geltungsbereich der 
Stellplatzsatzung. Somit müssen pro Wohneinheit 1,5 Stellplätze zur Verfügung 
stehen. Geplant ist 1 Wohneinheit und 2 Stellplätze, wodurch den Vorgaben 
entsprochen wird. 

Über das Einfügen entscheidet das Landratsamt Ortenaukreis im Einvernehmen 
mit der Gemeinde. 

Der Bauantrag wurde im Gemeinderat befürwortet. Der Ortschaftsrat nimmt 
dies zur Kenntnis.  
 
Top 4b Antrag zur Errichtung eines Zweifamilienwohnhauses mit Carport und 
Doppelcarport im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf dem Flst.Nr. 
109/1, Eichenweg 7 in Kürzell  

Die Bauherren beantragen im vereinfachten Verfahren den Neubau eines 
Zweifamilienwohnhauses mit Carport und Doppelcarport auf dem Grundstück 
Flst. Nr. 109/1, Eichenweg 7 in Kürzell. 

Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Eichenweg“. 

Im Zuge des Bauantrages beantragt die Bauherrschaft die Befreiung von 
planungsrechtlichen Festsetzungen nach § 9 BauGB.  



Gemäß der Festsetzung Ziffer 5.2 des Bebauungsplanes müssen Garagen und 
Carports einen Abstand von mindestens 2,50 m zur Verkehrsfläche einhalten. 
Die beantragte Überschreitung ist aus funktionalen und gestalterischen Gründen 
erforderlich und ist von untergeordneter Bedeutung. Sie führt zu keiner 
Beeinträchtigung der öffentlichen oder privaten Belange. Negative 
Auswirkungen auf Nachbargrundstücke sind nicht zu erwarten. Die 
Abstandsflächen werden eingehalten.  

Auf dem Nachbargrundstück Flst. Nr. 108/3, Eichenweg 9, wurde im Jahr 2018 
ein Antrag auf Befreiung wegen des Mindestabstandes von einem Carport zur 
Straße beantragt. Der Gemeinderat stimmte der Befreiung am 08.10.2018 
einstimmig zu. 

Zudem beantragt der Bauherr eine geringfügige Überschreitung der Baugrenze.  

Gemäß den örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplanes, Festsetzung Ziffer 
2, sind je Wohneinheit 2 notwendige Stellplätze erforderlich und durch die 
eingereichte Planung eingehalten. 

Der Ortschaftsrat verweigert einstimmig die Zustimmung zur Befreiung der 
Anträge im Bebauungsplan, Teil 1 Unterschreitung des Mindestabstandes von 
2,50 m von Carport und Garage zur Verkehrsfläche sowie Teil 2 geringfügige 
Überschreitung der Baugrenze. 

 
Top 5 Vorstellung der Planunterlagen Radweg Kürzell - Schutterzell 
"Einmündungsbereich Panzerstraße (K5367) - Überquerungshilfe" 

OV Wingert erläutert die Vorberatungen. Das Straßenbauamt stellte im 
September 2025 mehrere Varianten als Überquerungshilfe im 
Einmündungsbereich Panzerstraße (K5367) vor. In der Verkehrsschau am 
02.10.2025 waren sich die Teilnehmer einig, dass der Radweg den 
Vorfahrtsregeln untergeordnet werden soll.  
Der Ortschaftsrat wird in der heutigen Sitzung über den folgenden, vorläufigen 
Lageplan zum Einmündungsbereich Panzerstraße (K5367) sowie die zugehörige 
Kostenschätzung des Radwegausbaus informiert.  
Die anfallenden Kosten werden jeweils zur Hälfte vom Ortenaukreis und von 
der Gemeinde Meißenheim getragen. Der im Rahmen dieser Lösung zusätzlich 
erforderliche Grunderwerb ist von der Gemeinde zu veranlassen. 
Die vorgetragenen Kosten sind ohne eine erforderliche Straßenbeleuchtung. 
Zwei Möglichkeiten kommen hier in Betracht: Solarbeleuchtung oder 
Strombeleuchtung. Eine Solarbeleuchtung ist mit der erforderlichen Wartung 
sehr kostenintensiv. Die Kosten für eine Beleuchtung an den erforderlichen 
Verkehrsinseln, Einfahrt Kleinfeldele und Ahornweg, belaufen sich auf ca. 
15.000 - 20.000 € pro Insel. 



Ein im Planungsbereich stehender Nussbaum muss entfernt werden. 
Diesbezüglich setzt sich der Bauherr mit dem Eigentümer in Verbindung. Alle  
erforderlichen Grundstücksverhandlungen sind erfolgt und notariell 
beurkundet.    
 
Der Ortschaftsrat nimmt die folgende, vorläufige Planung positiv zur Kenntnis. 
 

 



 
 
 
 
Top 6 Antrag aus dem Ortschaftsrat zur Änderung der Stellplatzsatzung der 
Gemeinde Meißenheim 

In der Sitzung des Ortschaftsrates am 03.11.2025 wurde unter TOP 12 
Verschiedenes durch OR Robert Althauser der Antrag gestellt, die 
Stellplatzsatzung nochmals zu überarbeiten.  
Grundsätzlich geht es um die innerörtlichen Grundstücke, die im Innenbereich 
liegen und die Möglichkeit zur Bebauung bieten. Eine innerörtliche 
Nachverdichtung liegt ebenfalls im Interesse der Gemeinde und ist auch 
gewünscht.  
Einige Grundstücke im Innenbereich der Gemeinde sind in beiden Ortsteilen 
aus dem zeichnerischen Teil der Satzung ausgeschlossen, aus unterschiedlichen 
Gründen wie gewerblicher oder landwirtschaftlicher Nutzung.  



 
Der Antrag wurde wie folgt formuliert:  
Eine Änderung der Stellplatzsatzung der Gemeinde Meißenheim, so dass für 
alle Grundstücke im Innenbereich der Gemeinde Meißenheim, die durch 
Nutzungsänderung der Wohnbebauung zugeführt werden und nicht einem 
Bebauungsplan unterliegen, sondern nach §34 BauGB bebaut werden können, 
die Stellplatzsatzung der Gemeinde gilt.  
 
Die LBO gibt den Gemeinden die Möglichkeit örtliche Bauvorschriften 
festzusetzen, soweit dies aus städtebaulichen Gründen oder auch aus Grundes 
des Verkehrs erforderlich ist. Gem. § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO kann die 
Stellplatzverpflichtung auf max. 2 Stellplätze pro Wohneinheit erhöht werden, 
in den Neubaugebieten machen wir hiervon im Bebauungsplan gebrauch. Im 
Ortskern ist oft die Fläche nicht vorhanden, deshalb wurde in der 
Stellplatzsatzung 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit festgelegt. Eine Erhöhung der 
Stellplatzverpflichtung bei sonstigen baulichen Anlagen ist hier nicht erfasst. 
Die übrigen Vorgaben des § 37 LBO gelten weiterhin.  
In der § 37 LBO wird die Anzahl der erforderlichen Stellplätze für Wohnungen 
mit einem Stellplatz pro Wohneinheit geregelt. Für sonstige bauliche Anlagen 
wird lediglich ein unbestimmter Rechtsbegriff genannt: ... solcher Zahl 
herzustellen, dass sie für die ordnungsgemäße Nutzung der Anzahl ... 
ausreichen. Es wurde deshalb die Verwaltungsvorschrift (VwV Stellplätze) 
erlassen, welche die Richtzahlen für Stellplätze für weitere Nutzungen, wie z.B. 
Gewerbe oder Sportstätten, regelt.  
D.h. die Stellplatzsatzung kann nur für Wohnraum angewandt werden. 
Gewerbliche oder sonstige Flächen können nicht in die Satzung mit 
aufgenommen werden, da der Geltungsbereich fest zu definieren ist.  
  



 
Weiter regelt § 37 Abs. 3 LBO auch die Herstellung von Stellplätzen bei 
Nutzungsänderungen. Hier ist die Schaffung von Stellplätzen nicht erforderlich, 
wenn es sich um die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Ausbau, 
Anbau, Nutzungsänderung, Aufstockung oder Änderung des Daches handelt 
und wenn die Baugenehmigung oder Kenntnisgabe für das Gebäude 
mindestens fünf Jahre zurückliegen. 
 
Wenn also eine Nutzungsänderung von einer Gewerbehalle, deren 
Baugenehmigung mind. 5 Jahre zurückliegt, in Wohnraum beantragt wird, 
entfällt die zusätzliche Stellplatzpflicht, da es sich um die Schaffung von 
zusätzlichem Wohnraum handelt. Die Stellplatzsatzung wäre also nicht 
anwendbar.  
Auszug § 37 (3) LBO: 
Bei Änderungen oder Nutzungsänderungen von Anlagen sind Stellplätze oder Garagen in solcher Zahl herzustellen, dass die 
infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufgenommen werden können. Satz 1 gilt 
nicht bei der Teilung von Wohnungen sowie bei Vorhaben zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Ausbau, Anbau, 
Nutzungsänderung, Aufstockung oder Änderung des Daches, wenn die Baugenehmigung oder Kenntnisgabe für das 
Gebäude mindestens fünf Jahre zurückliegen. 

Nach Rücksprache mit dem Planungsbüro Fischer und dem Landratsamt wird 
von einer Änderung der Satzung abgeraten, da eine Änderung sehr aufwendig 
und kostenintensiv aber nicht zielführen wäre.  
 
Der Ortschaftsrat vertagt den Top. Es wird weiterhin angestrebt, den 
zeichnerischen Teil der Stellplatzsatzung zu ändern. In einer kommenden 
Sitzung soll die Angelegenheit mit Bauamtsleiterin Frau Reiff beraten werden.  
 
Top 7 Verschiedenes 

 Landtagswahl am 08.03.2026                                                                                
Als Wahlhefer von 7.45 – 13.00 Uhr sowie Auszählung stellen sich zur 
Verfügung: Frau Ingrid Rieth-Jäger und Sandra Frenk. Als Ersatz am 
Vormittag stellt sich Robert Althauser zur Verfügung. 

 In der Schutternstraße werden 3 Schachtabdeckungen saniert. Die 
Baumaßnahme erfolgt nach Fasching und wird mit einer Ampelregelung 
durchgeführt. Geschätzte Dauer: 1,5 Tage. Die Kosten belaufen sich auf 
ca. 5.300 €. Die Auftragsvergabe erfolgte an eine Fa. aus Waldkirch. 

 Information zu Bildaufnahmen durch die Fa. Cyclomedia                                   
Zur Aktualisierung der internen Plandokumentation des Stromnetzes 
beauftragte das Überlandwerk Mittelbaden die Fa. Cyclomedia mit der 
Aufnahme von Panoramabilder. KFZ-Kennzeichen und Personen werden 
automatisch unkenntlich gemacht. 

 Aktuell wird die Zeitschrift „Der Guller“ nur in Teilbereichen des Dorfes 
ausgetragen. Zeitschriftenabholstationen sollen hier Abhilfe schaffen u. 



a. an der Bäckerei Sope sowie an der Sporthalle Im Grün/Westendstraße. 
Ein Hinweis im Amtsblatt soll erfolgen. 

 Nächste OR Sitzung 23.03.2026. 

 
Top 8 Frageviertelstunde 

Ein Zuhörer erinnert an die auf seinem Grundstück verbliebenen 
Kabeltrommeln beim Glasfaserausbau. OV Wingert wird den Bauhof 
verständigen. 
 
 
Ende der Sitzung: 20.20 Uhr 
Die Urkundspersonen: 
 
Hugo Wingert, Ortsvorsteher   Heike Fischer, Schriftführerin 
 
 

 

 
Sven Kirner      Robert Althauser 
 
 

 

 


